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79. Zur Ausbildung von Turnlehrerinnen 
wird im Jahre 1909 ein etwa fünf Monate währen⸗ 
der Kurſus in der Königlichen Landesturnanſtalt zu 
Berlin abgehalten werden; fein Beginn iſt auf 
Mittwoch den 4. Auguſt 1909 feſtgeſetzt worden. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen find bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 15. März d. Is. anzubringen. 
Bewerberinnen, welche noch nicht im Schuldienſte 
beſchäftigt ſind, haben ihre Meldungen bei der für 
ihren Wohnort zuſtändigen Königlichen Regierung, 
die in Berlin wohnenden bei dem Königlichen 
Polizei⸗Präſidium hierſelbſt ebenfalls bis zum 
15. März d. Js. einzureichen. 

Den Meldungen find die im 8 3 der Auf⸗ 
nahmebeſtimmungen vom 3. März 1899 verzeichneten 
Schriftſtücke, ſowie ein nach Maßgabe des Nach⸗ 
ſtehenden von einer geprüften Turnlehrerin auszu⸗ 
ſtellendes Zeugnis über die körperliche Fertigkeit der 
Bewerberin geheftet beizufügen; die Meldung ſelbſt 
iſt mit dieſen Schriſtſtücken nicht zuſammenzuheften. 

Die endgültige Aufnahme in den Kurſus iſt 
von dem Beſtehen einer Prüfung abhängig, für 
welche mindeſtens Uebungen wie die folgenden ver⸗ 
langt werden: Hangeln aufwärts im Streckhang ohne 
Schwung an ſenkrechten Stangen; Schaukeln im Beuge⸗ 
hang an den Schaukelringen; Schwingen im Quer⸗ 
ſtreckſtütz am Barren; Hochſprung als Schlußſprung 
aus Stand 0,50 m, als Spreizſprung mit Anlauf 
0,75 m; Weltſprung mit Anlauf 2,00 m; freier 
Gang auf den Schwebeſtangen; Dauerlauf 5 Minuten; 
Weltwurf mit dem Schlagball (die im Knabenturnen 
übliche Art) 15 m. Außerdem werden die einfachen 
Freiübungen des Schulturnens als bekannt voraus⸗ 
geſetzt. 

Das vorerwähnte Zeugnis einer geprüften 
Turnlehrerin hat ſich darüber auszusprechen, 


und wie die genannten Uebungen von der Bewerberin 
geleiſtet worden ſind. 
Berlin, den 13. Januar 1909. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinalangelegenheiten. 
Im Auftrage: von Bremen. 

Bekauntmachung des Laudesdirektors der 

Provinz Brandenburg. 


80. Statut 
für die Haftpflichtverſicherungsanſtalt der Branden⸗ 
burgiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung der Branden⸗ 
burgiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft 
beſchließt auf Grund des § 23 des Reichsgeſetzes 
betreffend die Abänderung der Unfallverſicherungs⸗ 
geſetze vom 30. Juni 1900 die Errichtung einer 
Haftpflichtverſicherungsanſtalt und ſetzt das Statut 
derſelben wie folgt feſt: 

I. Allgemeine Beſtimmungen. 

§ 1. Die Anſtalt führt den Namen „Haft⸗ 
pflichtverſicherungsanſtalt der Brandenburgiſchen 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft“ und hat 
den Zweck, den Mitgliedern dieſer Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft auf deren Antrag Verſicherung gegen Haft⸗ 
pflicht zu gewähren. Ihr Sitz und ihr Geſchäfts⸗ 
bezirk ſind dieſelben wie die der Brandenburgiſchen 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft. 

§ 2. Die Anſtalt iſt eine Einrichtung der 
Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft. Die Berufsgenoſſenſchaft iſt Rechts⸗ 
trägerin der Anſtalt. Die Organe der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft führen die Verwaltung der Anſtalt. 

Für die aufgewendeten Verwaltungskoſten hat 
die Anſtalt der Berufsgenoſſenſchaft Erſatz zu 
leiſten. Die Höhe der Erſatzleiſtung wird vom 


daß! Landesdirektor am Schluffe eines jeden Rechnungs⸗ 
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jahres nach überſchlägiger Verechnung als Pauſchal⸗ 
ſumme feſtgeſtellt. 

8 3. Das für die Zwecke der Anſtalt beſtimmte 
Vermögen iſt geſondert zu verwalten. Für die 
zinsbare Anlegung verfügbarer Geldbeſtände ſind 
die für die Anlegung von Mündelgeldern geltenden 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes maßgebend. 

8 4. Für die Verpflichtungen der ſieſlich 
aus den Verſicherungsverträgen haften ausſchließlich 
die Beiträge der Betriebsunternehmer (88 23 ff. 
und 47), der zu bildende Betriebs⸗ und Reſerve⸗ 
fonds (88 42, 43) und das ſonſt für die Zwecke 
der Anſtalt beſtimmte Vermögen. 

$ 5. Das Rechnungsjahr iſt das Kalender⸗ 
jahr. Die Bücher der Anſtalt ſind jährlich ab⸗ 
zuſchließen. Auf Grund der Bücher hat der 
Landesdirektor am Jahresſchluſſe für das ver⸗ 
floſſene Rechnungsjahr eine Jahresrechnung und 
eine Bilanz aufzuſtellen. Dieſe ſind mit einem 
die Verhältniſſe ſowie die Entwickelung des Unter⸗ 
nehmens darſtellenden Bericht durch den Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand dem Provinziallandtage zur 
Genehmigung vorzulegen. Nach erfolgter Genehmi⸗ 
gung ſind die Jahresrechnung und die Bilanz 
mit dem Bericht an das Reichsverſicherungsamt 
einzureichen und den Mitgliedern der Genoſſen⸗ 
ſchaftsverſammlung, ſowie den Sektionsvorſtänden 
zur Kenntnisnahme mitzuteilen. Jedem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ſteht es ferner frei, die Ueber⸗ 
ſendung eines Jahresberichts nebſt Jahresrechnung 
und Bilanz zu verlangen. 

Ein Auszug aus der Jahresrechnung nebſt 
Bilanz iſt in den Amtsblättern der Provinz zu 
veröffentlichen. 

§ 6. Ueber die Art der Aufſtellung der 
Jahresrechnung und der Bilanz, ſowie über die 
Abfaſſung des Jahresberichts trifft der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand mit Genehmigung des Reichs⸗ 
Verſicherungsamts Beſtimmung. Im übrigen 
elten für die Rechnungslegung, ſowie für die 
Prüfung und Feſtſtellung der Jahresrechnung 
die für die Brandenburgiſche landwirtſchaftliche 
Berufsgenoſſenſchaft maßgebenden Beſtimmungen. 

II. Verſicherungsnehmer. 

$ 7. Verſicherungsnehmer können nur ſolche 
landwirtſchaftliche Betriebsunternehmer ſein, die 
der Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft als Mitglieder angehören. 

Der Antrag auf Verſtcherung iſt au den Landes⸗ 
direktor nach einem von dieſem vorzuſchreibenden 
Formular zu ſtellen. In dem Antrage hat der 
Antragſteller anzuerkennen, daß er mit dem Statut 
der Anſtalt bekannt iſt und ſich dieſem unterwirft. 

Vor dem Abſchluſſe des Verſicherungsver⸗ 
trages iſt dem Verſicherungsnehmer ein Exemplar 
des Statuts gegen eine beſonders auszufertigende 
Empfangsbeſcheinigung auszuhändigen. 


8 8. Der Antrag kann von dem Landes⸗ 
direktor abgelehnt werden, wenn der Antragſteller 
durch ſein bisheriges Verhalten zu der Befürchtung 
Veranlaſſung gegeben hat, daß er in beſonders 
hohem Maße fremde Perſonen oder fremdes Eigen⸗ 
tum gefährdet oder wenn bei ihm mit beſonderer 
Hal hes de verbundene Verhältniſſe obwalten. 
Hat der Landesdirektor gegenüber einem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer von dem Rechte des Rücktritts 
oder der Kündigung Gebrauch gemacht (88 11, 
12 und 14), fo kann er einen neuen Verſicherungs⸗ 
antrag derſelben Perſon ablehnen. 

§ 9. Gegen den Beſcheid des Landesdirektors, 
durch welchen ein Verſicherungsantrag abgelehnt wird, 
ſteht dem Antragſteller innerhalb eines Monats von 
der Zuſtellung ab die Beſchwerde an den Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand zu. Die Beſchwerde iſt dem Landes⸗ 
direktor einzureichen, welcher bei der Beſchlußfaſſung 
über dieſelbe kein Stimmrecht hat. Die Entſcheidung 
des Genoſſenſchaſtsvorſtandes tft endgültig. 

$ 10. Im Falle der Annahme des Ver: 
ſicherungsantrages wird dem Antragſteller von dem 
Landesdirektor eine ſchriftliche Beſcheinigung über 
die beſtehende Verſicherung ausgeſtellt. Der Beginn 
der Verſicherung wird auf den Tag, an welchem 
der Antrog eingegangen iſt, zurückbezogen. 

$ 11. Sind in dem Verſicherungsantrag 
über die für die Verſicherung erheblichen Verhält- 
niſſe wiſſentlich falſche Angaben gemacht, ſo iſt die 
Anſtalt berechtigt, von dem Verſicherungsvertrage 
zurückzutreten. 

Im Falle des Rücktritts iſt die Anſtalt von 
jeder Verpflichtung aus dem Verſicherungsvertrage 
frei; hat ſie Zahlungen bereits geleiſtet, ſo ſind 
ihr die gezahlten Beträge mit geſetzlichen Zinſen 
von der Zeit der Zahlung an zurückzugewähren. 

Der Rücktritt erfolgt durch ſchriftliche Erklärung 
des Landesdtrektors gegenüber dem Verſicherungs⸗ 
nehmer. Das Rücktrittsrecht erliſcht, wenn es nicht 
innerhalb der Friſt von zwei Monaten feit dem 
Zeitpunkt ausgeübt wird, in welchem der Landes⸗ 
direktor von der Unrichtigkeit der Angabe Kenntnis 
erlangt. 

Gegen die Verfügung des Landesdirektors, 
durch welche der Rücktritt von dem Vertrag erklärt 
wird, iſt innerhalb eines Monats von der Zuſtellung 
ab die Beſchwerde an den Genoſſenſchaftsvorſtand 
zuläſſig. Die Beſchwerde iſt dem Landesdirektor 
einzureichen, welcher bei der Beſchlußfaſſung über 
dieſelbe kein Stimmrecht hat. 4 

Wird gegen ben die Beſchwerde zurückweiſenden 
Beſcheid des Genoſſenſchaftsvorſtandes nicht inner⸗ 
halb der Friſt von ſechs Monaten von der Zuſtellung 
ab der Rechtsweg beſchruten, fo gilt das Verſiche⸗ 
rungsverhältnis von der Erklärung des Rücktritts 
ab als beendigt, und es ſind alle aus dem Ver⸗ 
ſicherungs vertrage gegen die Anſtalt erwachſenen 
Anſprüche erlsichen. 


31 


5 12. Werden bei beftehender Verficherung 
von dem Verſicherungsnehmer über die für die Ver⸗ 
ſicherung erheblichen Verhältniſſe auf ſchriftliche An⸗ 
fragen wiſſentlich falſche Angaben gemacht, fo kann 
die Anſtalt das Verſicherungs verhältnis ohne Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsſriſt kündigen. Sie iſt 
ferner berechtigt, Erſatzleiſtungen zu verweigern, 
welche auf Grund einer nach dem Zeitpunkte der 
falſchen Angabe entſtandenen Haftpflichtoerbindlichkeit 
gefordert werden; hat ſie Zahlungen in Erfüllung 
ſolcher Haftpflichtverbindlichkeiten bereits geleiſtet, fo 
ſind ihr die gezahlten Beträge mit den geſetzlichen 
Zinſen von der Zeit der Zahlung an zurückzugewähren. 

Die Kündigung erfolgt durch ſchriftliche Er⸗ 
klärung des Landesdirektors gegenüber dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer. Das Kündigungsrecht erliſcht, 
wenn es nicht innerhalb der Friſt von zwei 
Monaten feit dem Zeitpunkt ausgeübt wird, in 
welchem der Landesdirektor von der Unrichtigkeit 
der Angabe Renntnis erlangt. Mit dem Erlöſchen 
des Kündigungsrechts fällt auch das im Abf. 1 
Satz 2 beſtimmte Recht der Anſtalt weg. 

Gegen die Verfügung des Landesdirektore, 
durch welche die Kündigung erfolgt, iſt innerhalb 
eines Monats von der Zuſtellung ab die Beſchwerde 
an den Genoſſenſchaftsvorſtand zuläſſig. Die Be⸗ 
ſchwerde iſt dem Landesdirektor einzureichen, welcher 
bei der Beſchlußfaſſung über dieſelbe kein Stimm⸗ 
recht hat. 

5 ak gegen den dle Beſchwerde zurückweiſenden 
Beſcheid des Genoſſenſchaftsvorſtandes nicht inner⸗ 
halb der Friſt von ſechs Monaten von der Zu⸗ 
ſtellung ab der Rechtsweg beſchritten, ſo gilt das 
Verfiherungsverhältnis als mit dem Zeitpunkte der 
Kündigung beendigt und es ſind alle Anſprüche er⸗ 
loſchen, welche nach dem Zeitpunkte der als wiſſent⸗ 
lich falſch beanſtandeten Angabe aus dem Ver⸗ 
ſicherungsvertrage gegen die Anſtalt erwachſen ſind 

34 Abſ. 1). 

6 8 12 90 Verfiherten (8 17 Abſaßz 2) find 
für die Dauer ihrer Verſicherung bei der An⸗ 
ſtalt nicht berechtigt, ſich gegen dieſelbe Haft⸗ 
pflichtgefahr innerhalb der für die Haftung der 
Anſtalt beſtimmten Grenze von 60000 Mark (8 21 
Abſ. 1 u. 3) oder gegen den von ihnen innerhalb 
dieſer Grenze ſelbſt zu tragenden prozentualen Teil 
jener Gefahr anderweitig zu verſichern. Geſchieht 
dies dennoch, . iſt 9 Anſtalt ihrerſeits zu einer 
tung nicht verpflichtet. 
a Die Verſicherung kann unbeſchadet 
des Rechtes zum Rücktritt oder zur Kündigung ohne 
Einhaltung einer Kündigungefriſt in den in den 

11 und 12 bezeichneten Fällen durch eine 
ſchriftliche Erklärung des Landesdtrektors unter Ein⸗ 
haltung einer Kündigungeftiſt von einem Monate 
ekündigt werden: 

N m en der Landesdirektor von Umſtänden Kenntnis 
erlangt, welche bei Stellung des Verſicherungs⸗ 


antrags die Anſtalt zur Ablehnung der Ver⸗ 

ſicherung berechtigen würden (§ 8); 

2. wenn der Verſicherungsnehmer Anfragen über 
Umſtände der zu 1 bezeichneten Art unbeant⸗ 
wortet läßt, auch nachdem fie unter Feſtſetzung 
elner angemeſſenen Friſt für die Antwort und 
unter Hinweis auf das hier vorgeſehene Kün⸗ 
digungsrecht der Anſtalt wiederholt worden 
ſind — es ſei denn, daß die Verſäumung der 
Friſt den Umſtänden nach als eine unver⸗ 
ſchuldete anzuſehen iſt; 

3. wenn der Verſicherungsnehmer einen mit Gefahr 
für fremde Perſonen oder fremdes Eigentum 
verbundenen Zuſtand auf eine an ihn unter 
Hinweis auf das hier vorgeſehene Kündigungs 
recht der Anſtalt gerichtete ſchriſtliche Auf⸗ 
forderung innerhalb einer ihm zu ſetzenden 
angemeſſenen Friſt nicht beſeitigt; 

4. wenn der Verſicherungsnehmer mit der Zahlun 
eines Beitrags auf eine Mahnung, welche ae 
Eintritt der Fälligkeit unter Hinweis auf das 
hier vorgeſehene Kündigungsrecht der Anſtalt 
erfolgt, in Verzug bleibt. 

Das Kündigungsrecht erliſcht, wenn es in den 
Fällen zu 1, 2 und 4 nicht innerhalb der Friſt 
von zwei Monaten ſeit dem Zeitpunkte des Eintritts 
ſeiner Vorausſetzungen, im Falle 3 nicht innerhalb 
der gleichen Friſt ſeit der Kennmis des Landes⸗ 
direftors von dem Unterbleiben der Beſeitigung aus⸗ 
geübt wird. 

Gegen die Verfügung des Landesdirektors, 
durch welche die Kündigung erfolgt, iſt innerhalb 
eines Monats von der Zuſtellung ab die Beſchwerde 
an den Genoſſenſchaftsvorſtand zuläſſig. 

Die Beſchwerde iſt dem Landesdirektor einzu⸗ 
reichen, welcher bei der Beſchlußfaſſung über dieſelbe 
kein Stimmrecht hat. 

Wird gegen den die Beſchwerde zurückweiſenden 
Beſcheld des Genoſſenſchaſtsvorſtandes nicht inner⸗ 
halb der Friſt von ſechs Monaten von der Zu⸗ 
ſtellung ab der Rechtsweg beſchritten, ſo gilt das 
Verſicherungsverhältnis von dem durch die Kündigung 
beſtimmten Zeitpunkte ab als beendigt. 

8 15. Jeder Verſicherungsnehmer kann den 
Vertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 
ſechs Wochen, jedoch nur zum Schluſſe eines Geſchäfts⸗ 
jahres, durch ſchriftliche an den Landesdirektor zu 
richtende Erklärung kündigen. 

§ 16. Sobald ein Verſicherungsnehmer auf- 
hört, der Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft als Mitglied anzugehören, endigt 
auch das Verſicherungsverhältnis zu der Anſtalt. 

II. Umfang der Verſicherung. 

8 17. Die Anſtalt gewährt in dem durch 
& 21 beſtimmten Umfange und unter Auaſchluß der 
in den 88 18, 19 bezeichneten Fälle Erſaß: 

1. für alle Entſchädigungen, welche der Verſicherungs⸗ 
nehmer und deſſen mit ihm in Samiliengemein- 
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ſchaft lebender als Mitunternehmer anzuſehender 
Ehegatte, ſowie Bevollmächtigte, Repräſentanten, 
Betriebs⸗ oder Arbeiterauffeher des Verſicherungs⸗ 
nehmers infolge fahrläſſiger Herbeiführung von 
Betriebsunfällen auf Grund des Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
zu zahlen haben; 

2. für alle ſonſtigen Entſchädigungen, welche der 
Verſicherungsnehmer und deſſen zu 1 bezeichneter 
Ehegatte wegen Verletzung des Lebens, des 
Körpers und der Geſundgeit anderer Perſonen, 
einſchließlich der Verurſachung von Krankheiten, 
oder wegen Vernichtung oder Beſchädigung 
fremden Eigentums zu zahlen haben, ſofern ſie 
entweder infolge eigenen Verſchuldens oder 
infolge des Verſchuldens ſolcher Perſonen, für 
welche ſie nach bürgerlichem Recht haften, zum 
Schadenserſatze geſetzlich verpflichtet find oder 
ſofern eine ſolche Entſchädigungspflicht ohne 
Vorliegen eines Verſchuldens auf Grund des 
Geſetzes beſteht; 

3. für alle Entſchädigungen, welche Bevollmächtigte, 
Repräſentanten, Betriebs⸗ oder Arbeiteraufſeher 
des Verſicherungsnehmers, abgeſehen von der 
fahrläſſigen Herbeiführung von Betrlebsunfällen, 
für welche gemäß Ziffer 1 Verſicherung gewährt 
wird, auf Grund geſetzlicher Haftpflicht wegen 
Beſchädigungen der unter Ziffer 2 bezeichneten 
Art zu zahlen haben, welche durch ihre Fahr⸗ 
läſſigkeit im Betriebe herbeigeführt worden ſind; 

4. für eine im Strafverfahren auferlegte Buße 
dann, wenn die Entſchädigung, an deren Stelle 
die Buße zugesprochen ift, zu erſetzen geweſen wäre; 

5. für die im Rechtsſtreit über die Entſchädigungen 
aufgewendeten Prozeßkoſten; 

6. für die Koſten eines Verteidigers im Straf 
verfahren, ſofern gegen eine verſicherte Perſon 
wegen einer unter die Verſicherung fallenden 
fahrläſſigen Verletzung elner Perſon öffentliche 
Klage, Privatklage oder Nebenklage erhoben 
wird, der Verteidiger mit Genehmigung des 
Landesdlrektors beſtellt iſt und die Gebühren 
die geſetzliche Höhe nicht überſchreiten. 
Verſicherte im Sinne dieſes Statuts ſind der 

Verſicherungsnehmer ſowie jede gemäß Abſ. 1 Ziffer 1 

bis 3 dieſes Paragraphen in die Verſicherung ein: 

geſchloſſene Perſon. 
$ 18. Ausgeſchloſſen von der Verſicherung iſt 
die Haftpflicht eines Verſicherten: 

1. wegen aller von ihm vorſätzlich zugefügten 
Beſchädigungen; 

2. wegen folder Beſchädigungen, deren Erſatz im 
ganzen den Betrag von zwanzig Mark nicht 
überſteigt; 

3. wegen aller Beſchädigungen, die in einem bel der 
Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft nicht verſicherten landwirtſchafl⸗ 
lichen oder gewerblichen Betriebe oder durch 


Verletzung der Pflichten eines anderen Berufs 
entſtanden ſind; 

4. wegen der von dem Verſicherten ſeinem Ehe⸗ 
gatten, ſeinen Kindern oder einer in die Ver⸗ 
ſicherung elngeſchloſſenen Perſon (8 17 Abſ. 1 
Ziffer 1 bis 3), ſowle deren Eigentum zuge⸗ 
fügten Beſchädigungen, ſoweit nicht die aus 
ſolchen Beſchädigungen ſich ergebenden Erſatz⸗ 
anſprüche der Brandenburgiſchen landwirtſchaſt⸗ 
lichen Berufsgenoſſenſchaft in Frage kommen, 
gegen die Verſicherung gemäß 8 17 Abſ. 1 
Ziffer 1 gewährt wird; 

5. bei juriſtiſchen Perſonen, Aktiengeſellſchaflen und 
ſonſtigen Verbänden wegen aller Beſchädigungen, 
die nicht in deren landwiriſchaftlichen Betrieben 
oder den zugehörigen, der landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft angeſchloſſenen Neben: 
betrieben ſtattgefunden haben; 

6. wegen Beſchädigungen von fremden Sachen, 
die dem Verſicherten zur Benutzung, Auf⸗ 
bewahrung, Inſtandſetzung oder Bearbeitung 
übergeben waren, oder dle er ſonſt in Gewahr⸗ 
ſam hatte; 

7. wegen Beſchädigungen, für dle der Verſicherungs ⸗ 
nehmer oder deſſen Ehegatte in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Eigentümer eines nicht zu dem land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrlebsgrundſtücke gehörigen 
Hauſes verantwortlich tft; 

wegen Beſchädigungen durch Automobile; 

wegen Wildſchadens; 

vorbehaltlich der Beſtimmungen des 8 20 
wegen Beſchädigung durch Schußwaffen. 
§ 19. Leiſtungen, zu denen der Verſicherte 

auf Grund einer Fürſorgepflicht als Dienſtherr 

gemäß der Geſindeordnung, als Dienſtberechligter 

gemäß § 617 BGB., als Prinzipal gemäß § 68 

des Handelsgeſetzbuchs oder als Gutsherr gemäß 

88 27 und 165 des Unfallverſicherungsgeſetzes für 

Land» und Forſtwirtſchaft vom 30. Juni 1900 ver⸗ 

pflichtet iſt, oder welche auf einer durch Vertrag 

beſonders übernommenen Haft: oder Fürſorgepflicht 
beruhen, fallen nicht unter die Verſicherung. 

$ 20. Auf Antrag des Berfiherungsnehmers 
kann die Haftpflicht wegen Beſchädigung durch 

Schußwaffen gegen Zahlung eines beſonderen Bei- 

trags ($ 24) in die Verſicherung eingeſchloſſen 

werden. Der Antrag des Verſicherungsnehmers 
kann ſich auf deſſen Perſon beſchränken oder ſolche 

Perſonen, auf deren Haftpflicht nach 8 17 Abſ. 1 

Ziffer 1 bis 3 die Verſicherung ſich miterſtreckt, in 

dem daſelbſt angegebenen Umfange mitumfaſſen; 

er kann auch lediglich in bezug auf ſolche Perſonen 
geſtellt werden. Die Perſonen, auf die ſich dieſe 

Verfiherung erſtrecken ſoll, find genau mit Namen 

und nach ihrer Stellung im Betriebe zu bezeichnen. 

Sofern die in die Verſicherung eingeſchloſſenen 

Perſonen im Laufe des Jahres wechſeln, gilt der 

Nachfolger auf Grund des für den Morgänger 
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eleifteten Beitrags als verfichert. Gin folder 

echſel iſt jedoch unverzüglich dem Landesdirektor 
anzuzeigen, widrigenfalls die Erſatzleiſtung abgelehnt 
werden kann. . 

Der Antrag auf Verſicherung wegen Beſchädigung 
durch Schußwaffen gemäß Abſatz 1 iſt bei dem 
Landesdirektor zu ſtellen. Die Beſtimmungen in 
den 88 7 bis 16 finden auf dieſe Verſicherung 
entſprechende Anwendung. Wiſſentlich falſche An⸗ 
gaben über Verhältniſſe, welche lediglich für dieſe 
Verſicherung erheblich find, geben der Anſtalt auch 
in bezug auf den ganzen Verſicherungsvertrag 
das Recht zum Rücktritt oder zur Kündigung ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt mit der Maßgabe, 
daß im Falle des Rücktruts (8 11) diejenigen 
Verpflichtungen der Anſtalt unberührt bleiben, welche 
zur Zeit der Stellung des Antrags auf die beſondere 
Verſicherung wegen Beſchädigung durch Schußwaffen 
bereits entitanden waren ($ 34 Abl. 1). 

21. Die Anſtalt gewährt den Verſicherten 
als Erſatz, vorbehaltlich der Beſtimmungen der Ab⸗ 
ſätze 2 bis 4, neunzig Prozent der von ihnen zu 
zahlenden Entſchädigungsbeträge ($ 17 Abſ. 1 
Ziffer 1 bis 4), jedoch dem einzelnen Verſicherungs⸗ 
nehmer zuſammen mit den nach § 17 Abſ. 1 Ziffer 1 
bis 3 in die Verſicherung eingeſchloſſenen Perſonen 
höchſtens 60 000 Mark für ſämtliche in einem Jahr 
entſtandenen Anſprüche. Beſteht die Entſchädigung 
in einer Rente, jo iſt der Kapitalwert ($ 28) in 
Betracht zu ziehen. 

Ueberſteigt in einem einzelnen Schadenfalle die 
von einem Verſicherten geſchuldete Entſchädigung oder 
Buße den Betrag von 5000 Mark, ſo wird der 
dieſe Summe überſteigende Betrag bis zu der im 
Abſatz 1 bezeichneten Höhe voll erſetzt. ſo daß bis 
zu dieſer Grenze der Verſicherte ſelbſt höchſtens 500 
Mark zu zahlen hat. 1 

Soweit es ſich um Haftpflichtanſprüche aus 
der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung handelt, wird 
in allen Fällen Erſatz nur in der geſetzlich zuläſſigen 
Höhe von zwei Dritteln geleiſtet. Die Grenze von 
60000 Mark gilt auch für dieſe Fälle. 

Die im Rechtsſtreit über die Entſchädigung 
entſtehenden Prozeßkoſten ($ 17 Abſ. 1 Ziffer 5) 
werden vorbehaltlich der Beſtimmung des § 35 
Abſ. 2 im vollen Umfange erſetzt, kommen auch auf 
den im Abf. 1 feſtgeſetzten Höchſtbetrag nicht in 
Anrechnung. 

Desgleichen kommen auf ihn die Koſten des 
Verteldigers in Strafſachen (8 17 Abſ. 1 Ziffer 6) 
nicht in Anrechnung. 

8 22. Steht einem Verſicherten aus dem 
Schadenfall ein Erſatzanſpruch gegen einen Dritten 
zu, ſo iſt die Anſtalt zur Erſatzleiſtung nur ver⸗ 
pflichtet gegen Abtretung jenes Schadenerſatzanſpruchs 
bie zur Höhe der ihr obliegenden Leiſtung. Erſaz⸗ 
anſprüche des Verſicherungsnehmers gegen Dritie 
gehen, ohne daß es im einzelnen Falle einer beſen⸗ 


deren Erklärung bedarf, auf die Anſtalt über; die 
Anſtalt iſt jedoch auch in Fällen dieſer Art berech⸗ 
tigt, eine beſondere Erklärung über die Abtretung 
in der von ihr zu beſtimmenden Form, insbeſondere 
auch die Ausſtellung einer öffentlich beglaubigten 
Urkunde über die Abtretung auf ihre Koſten zu 
verlangen. 

Auf Erſatzanſprüche des Verſicherten gegen die 
gemäß $ 17 Abſ. 1 Ziffer 1 bis 3 in die Ver⸗ 
ſicherung eingeſchloſſenen Perſonen, gegen Familien⸗ 
angehörige des Verſicherten ſelbſt oder des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers, welche mit dem Verſicherten 
beziehungsweiſe dem Verſicherungsnehmer in häus⸗ 
licher Gemeinſchaft leben, ſowie gegen Angeſtellte 
und Arbelter des Verſicherungsnehmers, finden die 
Beſtimmungen des Abſ. 1 nur Anwendung, inſowelt 
den bezeichneten Perſonen Vorſatz zur Laſt fällt. 

Der Verſicherte iſt berechtigt, wegen des durch 
die Verſicherung nicht gedeckten Teils der ihm ob⸗ 
liegenden Entſchädigungsleiſtung feinen Erſatzanſpruch 
gegen den Dritten geltend zu machen. Der ab⸗ 
getretene Erſatzanſpruch darf von der Anſtalt nicht 
zum Nachteile des Verſicherten geltend gemacht 


werden. 
IV. Beiträge. 
§ 23. Die Verſicherungsnehmer haben an die 
Anſtalt bei Beginn ihrer Verſicherung und ſpäter 
alljährlich im voraus eine Grundtaxe zu entrichten. 
Dieſelbe beträgt für Betriebe: 


bis einſchl. 10 Mk. Grundſteuer 1,00 Mk. jährlich 


von mehr als 10 Mk. bis einſchl. 30 Mk., 1,50 Mk. „ 
“ 4 0 30 " ” n 60 * 2,00 7 I 
v4 " 17 60 77 u ” 100 71 3,00 77 " 
„ „ 100 „, „ 95 150 „ 4,00 „ m 
e „ ee + 200% eee, 5 
eee I 400 „ 800 1 
e 60001000 2 
e eee e eee 00 m 
„ Dee 7 


" "n ” 77 


„1500 „ eee 
ulm. für je weitere angefangene 500 Mk. Grund: 
ſteuer mehr 2 Mk. Grundtaxe. 

Der ſtaatlich veranlagten Grundſteuer iſt die 
nach den Beſtimmungen der Brandenburgiſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft ermittelte an⸗ 
genommene Grundſteuer gleich zu achten. 

Reicht die Grundtaxe nicht aus, um die Erſatz⸗ 
lelſtungen, die Verwaitungskoſten und die Beiträge 
zum Betriebs⸗ und Reſervefonds und die ſonſtigen 
Verpflichtungen der Kaſſe zu decken, ſo iſt der Mehr⸗ 
bedarf durch Umlegung auf die Verſicherungsnehmer 
desjenigen Rechnungsſahres aufzubringen, deſſen 
Bedarf zu decken iſt. Die Umloge iſt auf die Ver⸗ 
ſicherungsnehmer nach Maßgabe der Grundſteuer 
(Abſ. 1 und 2) zu verteilen. 

§ 24. Wenn die Haftpflicht wegen Beſchädigung 
durch Schußwaffen in die Verſicherung eingeſchloſſen 
wird, fo iſt für jede in dieſer Beziehung verſichert e 
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Perſon ein Beitrag von 19 Mark jährlich zu ent⸗ 
richten. Die Zahlung erfolgt im voraus, das erſte 
mal bei Beginn der Verfiherung, ſpäter zuſammen 
mit der Grundtaxe zu Beginn eines jeden Rechnungs: 
jahres. 


8.25. Der Genoſſenſchaftsvorſtand ift bis zur 


Aufſtellung eines beſonderen Gefahrentarifs befugt, für 
ſolche Verſicherungsnehmer, bei denen mit beſonderer 
Haftpflichtgefahr verbundene Verhältniſſe obwalten, 
die zu zahlende Grundtaxe und die Umlagebeiträge 
verhältnismäßig bis auf den dreifachen Betrag zu 
erhöhen. 

§ 26. Bei Feſtſtellung des durch die Umlage 
zu deckenden Geldbedarfs find diejenigen Erſatz⸗ 


leiſtungen in Anrechnung zu bringen, welche in dem 


abgelaufenen Rechnungsſahre angemeldet find. 
Iſt am Schluſſe eines Rechnungsfſahres bezüglich 


einzelner angemeldeter Anſprüche die Erſatzpflicht der 


Anſtalt zweifelhaft oder ſteht die Höhe der Erſatz⸗ 
leiſtungen am Schluſſe des Rechnungslahres noch 
nicht zahlenmäßig feſt, fo ift der Höchſtbetrag, b-ffen 


Verausgabung erwartet werden kann, in Anrechnung 


zu bringen und der nicht ſofort zur Verwendung 
gelangende Geldbetrag als Schadenreſerve zurück⸗ 
zuſtellen. Offenbar unbegründete Erſatzanſprüche ſind 
hierbei unberückſichtigt zu laſſen. 

$ 27. Erweiſt ſich bei Regelung der Schaden. 
fälle die Schadenreſerve als zu hoch, ſo iſt der ver⸗ 
fügbare Ueberſchuß zur Beſtreitung der durch die 
Grundtaxen nicht gedeckten Ausgaben und damit zur 
Minderung der Umlage des laufenden Jahres zu 
verwenden. Die zu dieſem Zwecke nicht verwendeten 
Beträge ſind dem Reſervefonds zu überweiſen. 

Ueberſteigt die zu leiſtende Zahlung die Schaden⸗ 
reſerve, fo iſt der ſich ergebende Fehlbetrag im 
nächſten Jahre zuſammen mit den anderen Aus⸗ 
gaben dleſes Jahres zu decken. 

8 28. Beſteht die Erſatzleiſtung der Anſtalt 
in einer wiederkehrenden Leiſtung (Rente), und kann 
die Verpflichtung nicht durch eine Kapitalabfindung 
abgelöſt werden, ſo iſt der Kapitalwert der Leiſtung 
zu berechnen und als Rentenreſerve bei Berechnung 
des Jahresbedarfs einzuſtellen. 

Die Rentenreſerven ſind für den Schluß eines 
jeden Rechnungejahres zu berechnen. Sie werden 
zu einem beſonderen Fonds (Rentenreſervefonds) an⸗ 
geſammelt, aus welchem die Mittel zur Zahlung 
der Renten entnommen werden. Ueber die Grund⸗ 
ſätze, nach denen der Kapitalwert ſolcher Renten zu 
berechnen iſt, ſowie über die dieſer Berechnung zu⸗ 
grunde zu legenden Wahrſcheinlichkeitstafeln und den 
Zinsfuß trifft der Genoſſenſchaftsvorſtand unter Ge⸗ 
nehmigung des Reichsverſicherungsamts Beſtimmung. 

9 29. Die Beitragspflicht eines Verſicherungs⸗ 
nehmers beginnt mit dem Anfang des Rechnungs⸗ 
jahrs, in welchem die Verſicherung abgeſchloſſen ift, 
und endlgt mit dem Schluſſe des Rechnungsſahres, 
in welchem die Verſtcherung trliſcht. 


Wenn die Verſtcherung endigt, weil der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer aufgehört hat, Mitglied der 
Brandenburgiſchen land wirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft zu fein, fo hat der Verſicherungsnehmer die 
Verſicherungsbeiträge für die Zeit bis zum Schluſſe 
des Jahres weiter zu zahlen, in welchem er von 
ſeinem Ausſcheiden aus der Berufsgenoſſenſchaft 
der Anſtalt ſchriftliche Anzeige gemacht hat. 

Iſt jedoch in einem Betriebe ein Wechſel in 
der Perſon des Unternehmers eingetreten und in 
dem Jahre des Beſitzwechſels eine Verſicherung des 
neuen Unternehmers bei der Anſtalt zuſtande 
gekommen, ſo werden die Beiträge für dieſes Jahr 
von den beiden Betriebsunternehmern, welche als 
Geſamtſchuldner für ſie haftbar ſind, nur einmal 
eingezogen. 

8 30. Gegen die Höhe der feſtgeſtellten Bei⸗ 
träge können dle Verſicherungsnehmer binnen einer 
Friſt von zwei Wochen ſchriftlich Beſchwerde beim 
Genoſſenſchaftsvorſtand einlegen. Die Beſchwerde 
iſt dem Landesdirektor einzureichen, welcher bei der 
Beſchlußfaſſung über dieſelbe kein Stimmrecht hat. 
Die Friſt von zwei Wochen beginnt, wenn die Ein⸗ 
ziehung der Beiträge durch die Gemeindebehörden 
erfolgt, mit beendigter Auslegung der Heberolle, 
anderenfalls mit Zustellung der Zahlungsaufforderung 
($ 31). Die Entſcheidung des Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtandes oder, falls die Beſchwerde nicht rechtzeitig 
eingelegt worden iſt, die Feſtſetzung des Landes⸗ 
direktors iſt hinſichtlich der Höhe der Beiträge für 
den Verſicherungsnehmer bindend. 

Durch Einlegung der Beſchwerde wird der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer nicht berechtigt, den feſtgeſetzten 
Betrag einzubehalten. Tritt infolge der Beſchwerde 
eine Herabſetzung der Leiſtungen ein, ſo wird der 
Mehrbetrag zurüderftattet. 

8 31. Die Einziehung der Beiträge ſoll tun⸗ 
lichſt durch die Gemeindebehörden zuſammen mit 
den Beiträgen für die Brandenburgiſche landwirt⸗ 
ſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft unter entſprechender 
Anwendung der für die Erhebung dieſer Beiträge 
geltenden Betimmungen erfolgen. 

Kann die Einziehung der Beiträge durch die 
Gemeindebehörden nicht erfolgen, ſo iſt den Ver⸗ 
fiherungsnehmern die Höhe der zu zahlenden Bei⸗ 
träge nebſt den Unterlagen für die Beitragsberechnung 
ſowie die Friſt, innerhalb deren, und dle Stelle, an 
welche die Zahlung zu erfolgen hat, ſchriftlich mit⸗ 
zuteilen. Die Verſicherungsnehmer haben die Bei: 
träge der Aufforderung gemäß portofrei einzuſenden. 

Von den Verficherungsnehmern, welche mit der 
Zahlung der Beiträge im Rückſtande bleiben, können 
die fälligen Beiträge auf deren Koſten durch Poſt⸗ 
auftrag eingezogen werden. 

Mangels güllicher Zahlung werden die Bei⸗ 
träge gerichtlich eingefordert und beigetrieben. 

Uneinziehbare Beiträge fallen der Geſamthelt 
der übrigen Verſicherunzsnehmer bonjenigen Rech⸗ 


nungsjahres, für welches die Beiträge erhoben 
werden, zur Laſt und ſind unter entſprechender An⸗ 
wendung der vorſtehenden Beſtimmungen von dieſen 
Verſicherungsnehmern nachträglich einzuziehen. Solche 
Beiträge können durch Beſchluß des Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtandes als Laſt des nächſten Jahres übernommen 
werden. 
V. Erſatzpflicht der Anſtalt. 

8 32. Der Verſicherungsnehmer, ſowie jeder 
andere nach § 17 Abſatz 1 Ziffer 1 bis 3 Ver⸗ 
ſicherte, welcher aus dem zu feinen Gunſten ge⸗ 
ſchloſſenen Verſicherungsvertrag einen Erſatzanſpruch 
erheben will, iſt zur Vermeidung einer Geldſtrafe 
von 1 bis 30 Mark verpflichtet, dem Landesdirektor 
von elnem Entſchädigungsanſpruch, welcher von 
einem anderen als von der Brandenburgiſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft wider ihn geltend 
gemacht worden iſt, binnen einer Woche ſchriftlich 
oder zu Protokoll Anzeige zu machen und zugleich 
unter beſtimmter Angabe ſeiner Gründe und wahr⸗ 
heitsgetreuer Darlegung des Sachverhalts ſich darüber 
zu erklären, ob er den Anſpruch ganz ober teilmeife 
für berechtigt hält. 

Die Feſtſtellung, ob die Vorausſetzungen des 
Straffalles vorliegen, ſowie die Feſtſetzung der 
Strafe erfolgen durch Beſcheid des Landesdirektors. 
Gegen dieſen Beſcheid ſteht innerhalb eines Monats 
nach ſeiner Zuſtellung dem Verſicherten die Beſchwerde 
an den Genoſſenſchaftsvorſtand zu. Die Beſchwerde 
iſt dem Landesdirektor einzureichen, welcher bei der 
Beſchlußfaſſung über dieſelbe kein Stimmrecht hat. 
Die Entſcheidung des Genoſſenſchafts vorſtandes iſt 
für den Verſicherten bindend. 

8 33. Wenn der Verſicherte 

1. in ſeiner Anzeige oder bei Beantwortung der 
zur Aufklärung des Sachverhalts an ihn 
gerichteten Anfragen wiſſentlich falſche Ans 

gaben macht oder 2 

2. die zur Aufklärung des Sachverhaltes geftellten 
Anfragen, auch nachdem fie unter Feſtſetzung 
einer angemeſſenen Friſt und unter Hinweis 
auf dle hier vorgeſehenen nachteiligen Folgen 
der Versäumung dieſer Friſt wiederholt worden, 
bis zum Ablauf der Friſt unbeantwortet läßt, 
ohne die Verſäumung als eine den Umſtänden 
nach unverſchuldete nachweiſen zu können, 
ſo iſt der Landesdirektor befugt, durch eine Erklärung 
gegenüber dem Verſicherten die Erſatzleiſtung der 
Anſtalt abzulehnen (§ 39), ſowie ferner durch eine 
Erklärung gegenüber dem Verſicherungsnehmer den 
Verſicherunge vertrag zu kündigen und zwar im Falle 
zu 1 ohne Einhaltung einer Kündigungefriſt, im 
Falle zu 2 unter Einhaltung einer Kündigungefriſt 
von einem Monat. a 

Das Kündigungsrecht erliſcht, wenn es nicht 
innerhalb der Friſt von zwei Monaten ſeit dem 
Zeitpunkt ausgeübt wird, in welchem die dieſes Recht 
begründenden Tatſachen dem Landesdirektor bekannt 


geworden find. Gegen die Verfügung des Landes 
direklers, durch welche die Kündigung erfolgt, If 
innerhalb eines Monats von der guſielung ab die 
Beſchwerde an den Genoſſenſchaftsvorſtand zuläſſig. 
Die Beſchwerde iſt dem Landesdirektor einzureichen, 
welcher bei der Beſchlußfaſſung über dieſelbe kein 
Stimmrecht hat. Wird gegen den die Beſchwerde 
zurückweiſenden Beſcheid des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
nicht innerhalb der Friſt von ſechs Monaten von 
der Zuſtellung ab der Rechtsweg beſchritten, ſo gilt 
das Verſicherungsverhältnis als in dem Zeitpunkte 
beendigt, für welchen die Kündigung erfolgt iſt. 

§ 34. Zur Begründung des Erſaßanſpruchs 
genügt es, wenn die Tatſache, auf welche die Haft⸗ 
pflichtoerbindlichkeit des Verſicherten zurückzuführen 
iſt, in die Verſicherungszelt fällt. Doch beſchränkt 
ſich im Falle der Endigung des Verſicherungsver⸗ 
hältniſſes die Haftung der Anſtalt auf diejenigen 
Verbindlichkeiten, welche innerhalb eines Jahres nach 
dem Zeitpunkt angemeldet werden, in welchem die 
Verſicherung ihr Ende erreicht hat. 

Ueberſchüſſe, welche im Falle der Auflöſung der 
Anſtalt von dieſer an die Berufsgenoſſenſchaft gelangt 
ſind, müſſen zur Deckung derjenigen Anſprüche ver⸗ 
wendet werden, welche nach Ablauf der im Abſatz 1 
beſtimmten einjährigen Friſt angemeldet werden. 
Soweit die Berufsgenoſſenſchaft derartige Ueberſchüſſe 
von der aufgelöften Anſtalt nicht erhalten hat, find 
die nach Auflöſung der Anſtalt gemäß Abfag 1 recht⸗ 
zeitig angemeldeten Anſprüche wie Verbindlichkeiten 
des letzten Rechnungejahres durch Beiträge nach⸗ 
träglich zu decken. 

Der Verſicherungsanſpruch verjährt in zwei 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluffe 
des Jahres, in welchem der Erſatzanſpruch erhoben 
werden konnte. 

§ 35. Der Landesdirektor hat ſich auf bie 
Anzeige von einem gegen einen Verſicherten geltend 
gemachten Entſchädigungsanſpruch nach Prüfung der 
Sachlage darüber zu erklären, ob und in welchem 
Umfarg er bereit iſt, den Anſpruch als begründet 
anzuerkennen und ob ein Vergleich mit dem angeblich 
Geſchädigten anzustreben iſt. Der Verſicherte iſt auf 
Verlangen verpflichtet, die Anſtalt bei Vergleichs⸗ 
verhandlungen zu unterflügen, ſoweit ihm dies billiger: 
weiſe zugemutet werden kann. 

Iſt der Landesdirektor bereit, den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch als begründet anzuerkennen oder einen Ver⸗ 
gleich, mit welchem der Geſchädigte einoerſtanden iſt, 
zu ſchließen, der Verſicherte aber hiermit nicht einver⸗ 
ſtanden, ſo ſteht es dieſem frei, den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch abzulehnen. Macht dann der Geſchädigte 
feinen Enſchädigungsanſpruch gegen den Verſicherten 
im Wege der Klage geltend, ſo hat die Anſtalt dem 
Verſicherten von der in dem Rechtsſtreite zur Feſt⸗ 
ſtellung gelangenden Entſchädigung zuſammen mit 
den Prozeßkoſten höchſtens ſoviel zu erſetzen, als auf 
bie Anſtalt im Falle des Anerkenniniſſes oder bei 


Abſchluß des am Widerſpruche des Berficherten 
geſcheiterten Vergleichs entfallen ſein würde. Der 
Landesdirektor kann die Prozeßkoſten auch in welterem 
Umfange auf die Anſtalt übernehmen, wenn Billig⸗ 
keitsgründe vorliegen. 

9 36. Beſeitigt der Verſicherungenehmer einen 
mit Gefahr für fremde Perſonen oder fremdes Eigen⸗ 
tum verbundenen Zuſtand auf eine an ihn ergangene 
ſchriftliche Aufforderung innerhalb einer ihm geſtellten 
Friſt nicht und entſteht durch dleſen Zuſtand ein 
Schaden, ſo iſt die Anſtalt dieſen Schaden zu er⸗ 
ſetzen nicht verpflichtet, es ſei denn, daß die Ver⸗ 
ſäumung den Umſtänden nach als eine unverſchuldete 
anzuſehen iſt. Die Aufforderung muß einen Hin⸗ 
weis auf den hier vorgeſehenen Nachtell enthalten. 

8 37. Wird von einem anderen als von der 
Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft wider einen Verſicherten auf Zahlung einer 
Entſchädigung Klage erhoben, fo hat der Verſicherte, 
ſofern er die Anſtalt zum Erſatz für verpflichtet 
hält, dem Landesdirektor ſo zeitig die Klage mit 
allen dazu gehörigen Schriftſtücken mitzuteilen, daß 
der Landesdirektor als Nebenintervenient in dem 
Prozeſſe bei der erſten gerichtlichen Verhandlung 
aufzutreten vermag. Der Verſicherte hat den Landes⸗ 
direktor auch fortgeſetzt über den Gang des Prozeſſes 
auf dem laufenden zu halten, ihm insbeſondere die 
Schriftſtücke mitzuteilen, welche das Verfahren 
betreffen, jede auf den Schadenfall bezügliche Aus⸗ 
kunft zu erteilen und ihm rechtzeitig Gelegenheit zu 
geben, ſich zur Sache zu erklären. 

§ 38. Erkennt der Verſicherte den von einem 
anderen als von der Brandenburgiſchen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft wider ihn erhobenen 
Anſpruch ohne Wiſſen oder gegen den Willen des 
Landesdirektors an, oder verſaumt er im Falle des 
Prozeſſes die nach § 37 Satz 1 ihm obliegende 
rechtzeitige Mitteilung der Klageſchriftaücke, fo geht 
er feines Erſatzanſpruchs gegen die Anſtalt verluſtig, 
es fet denn, daß er durch ſein Verhalten die Anſtalt 
nicht benachteiligt hat. 

8 39. Gegen den Beſcheid des Landesdirektors, 
durch welchen die Erſatzpflicht der Anſtalt abgelehnt 
wird, ſteht dem Verſicherten binnen einem Monate 
von der Zustellung ab die Beſchwerde an den 
Genoſſenſchaftsvorſtand zu Die Beſchwerde tft dem 
Landesdirektor einzureichen, welcher bei der Beſchluß 
faſſung über dieſelbe kein Stimmrecht hat. 

Wird gegen den die Erfagpflicht der Auſtalt 
ablehnenden Beſcheid des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
nicht innerhalb der Friſt von ſechs Monaten von 
der Zuſtellung ab der Rechtsweg beſchritten, ſo ſteht 
dem Verſicherlen ein Erſatzanſpruch nicht mehr zu. 

8 40. Die Auszahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme erfolgt innerhalb einer Friſt von zwei 
Wochen ſeit dem Zeitpunkt, in welchem der Anſpruch 
des Dritten durch rechtskräftiges Urteil, durch gemein» 
ſchaftliches Anerkenntnis des Verſtcherten und des 


Landesdirektors oder durch einen zwiſchen dem Dritten 
einerſeits und dem Landesdirektor und dem Ver⸗ 
ſicherten anderſeits geſchloſſenen Vergleich feſtgeſtellt ist. 

$ 41. Die Auszahlung der Verſtcherungs⸗ 
ſumme erfolgt unmittelbar an den entſchädigungs⸗ 
berechtigten Dritten, nachdem vorher der Verſiche⸗ 
rungsnehmer und, wenn eine der gemäß $ 17 Abſ. 1 
Ziffer 1 bis 3 in die Verſicherung eingeſchloſſenen 
Perſonen erſatzberechtigt iſt, auch dieſer Verſicherte 
von der bevorſtehenden Auszahlung benachrichtigt 
iſt. It der entſchaͤdigungsberechtigte Dritte von dem 
Verſicherten bereits befriedigt, fo erfolgt die Aus⸗ 
zahlung an den erſatzberechtigten Verſicherten. Iſt 
dies jedoch der Verſicherungsnehmer nicht ſelbſt, 
ſondern eine der anderen gemäß § 17 Abſ. 1 
Ziffer 1 bis 3 in die Verſicherung eingeſchloſſenen 
Perſonen, ſo iſt zur Auszahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme an den Verſicherten die Einwilligung des 
Verſicherungsnehmers erforderlich. 

VI. Betriebs- und Reſervefonds. 

$ 42. Zur vorläufigen Beltreitung der durch 
die Grundtaren allein (§ 23 Abſ. 1) nicht gedeckten 
Aufwendungen iſt ein Betrlebsfonds zu bilden. 
An dleſen iſt jährlich ein Betrag in Höhe von zehn 
Prozent der Verwaltungskoſten und der auf jedes 
Jahr entfallenden Zahlungen ſo lange abzuführen, 
bis der Betriebsfonds zuzüglich der jährlichen Ein⸗ 
nahmen an Giundtaxen auf eine dem Geſamt⸗ 
bebürfnis eines Rechnungsjahres an Verwaltungs⸗ 
koſten und Erſatzbeträgen entſprechende Summe 
nach dem Durchſchnitt der je wellig zuletzt abgelaufenen 
drei Rechnungsjahre gebracht iſt. 

Bis zur Anſammlung eines Betriebsfonds von 
ausreichender Höhe ſind die zur Deckung der laufenden 
Auegaben nöilgen Gelder erforderlichenfalls von der 
Berufsgenoſſenſchaft vorzuſtrecken und ihr am Jahres⸗ 
ſchlaß nebſt den entgangenen bezw. aufgewendeten 
Zinſen aus den Umlagebeiträgen zurückzuerſtatten. 

§ 43. Zur Deckung des Geldbedarfs in 
beſonders verluftreichen Jahren tft ferner ein Reſerve⸗ 
fonds zu bilden. Zu dieſem Zwecke iſt zunächſt ein 
Betrag in Höhe von zehn Prozent, ſobald aber der 
Betrlebsfonds feine ſatzungsgemäße Höhe erreicht 
hat, in Höhe von fünfzehn Prozent der Verwaltungs⸗ 
koſten und der auf jedes Jahr entfallenden ſonſtigen 
Zahlungen alljährlich ſolange an den Reſervefonds 
abzuführen, bis der Reſervefonds eine Höhe erreicht 
hat, welche dem Geſamtbedürfniſſe der jeweilig zu⸗ 
letzt abgelaufenen fünf Rechnungsjahre gleichkommt. 

Dem Reſervefonds fließen ferner und zwar 
auch dann zu, wenn er die vorgeſchriebene Höhe 
erreicht hat: 

1. ſeine eigenen Zinſen, 

2. die ſich etwa ergebenden Ueberſchüſſe eines 
Rechnungsjahres, ſofern darüber nicht nach 
Maßgabe von § 27 Abſ. 1 anderweit zu vers 
fügen iſt, 

3. die von den Perſicherten verwirkten Geldſlrafen. 
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VII. Rückverſicherung. 

8 44. Der Genoſſenſchaftavorſtand ift berechtigt, 
mit Genehmigung der Genoſſenſchaftsverſammlung 
Rückverſicherung gegen feſte Prämien zu nehmen. 

Die Genaſſenſchaftsverſammlung kann ferner 
beſchließen, mit den von anderen landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaften errichteten Haftpflicht⸗Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten Verträge über gemeinſame Tragung 
einzelner Riſiken, insbeſondere größerer Schäden ab⸗ 
zuſchließen. Abkommen dieſer Art bedürfen der 
Genehmigung des Reichs⸗Merſicherungsamts. 

VIII. Aenderung des Statuts und 

Auflöſung der Anſtalt. 

845. Der Genoſſenſchaftsvorſtand hat ſpäteſtens 
bis zum Ablauf von fünf Jahren ſeit der Eröffnung 
der Anſtalt der Genoſſenſchaftsverſammlung eine 
Vorlage zu unterbreiten, in welcher die bis dahin 
gemachten Erfahrungen im allgemeinen und das 
Verhältnis zwiſchen Beiträgen und Leiſtungen im 
beſonderen einer Erörterung unterzogen und zu einer 
Beſchlußfaſſung darüber aufgefordert wird, ob das 
bisherige Statut beibehalten, inwiefern dasſelbe 
geändert werden ſoll oder ob die Anftalt aufzulöſen 
iſt. Der auf Grund einer ſolchen Vorlage ergehende 
Beſchlum der Genoſſenſchaftsverſammlung bedarf, 
ſofern er auf die Beibehaltung des bisherigen Statuts 
oder auf deſſen Abänderung lautet, der Genehmiaung 
des Bundesrats. Desgleichen bedarf ein jeder Be⸗ 
ſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung, welcher auf 
die Auflöſung der Anſtalt lautet, der Genehmigung 
des Bundesrats. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung und das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt können jederzeit verlangen, daß 
eine Vorlage der Du a 6 Art zur 

lußfaſſung unterbreitet wird. 

Bun eh gültiger Beſchluß der Genoſſen⸗ 
ſchafteverſammlung über eine derartige Vorlage 
innerhalb ſechs Jahren nach Eröffnung der Anſtalt 
oder, wenn die Beſchlußfaſſung von dem Reichs⸗ 
Verſicherungsamte verlangt iſt, innerhalb der von 
dieſem zu ſetzenden Friſt nicht zuſtande, oder findet 
ein ſolcher Beſchluß, ſofern er auf die Beibehaltung 
des bisherigen Statuts oder auf deſſen Abänderung 
lautet, nicht die Genehmigung des Bundesrats, ſo 
ift dieſer befugt, die Anſtalt aufzulöſen. g 

§ 46. In dem Beſchluß über die Auflöſung 
der Anſtalt iſt der Zeitpunkt anzugeben. an welchem 
die Verſicherung der Verſicherten aufhören ſoll. 

Der Beſchluß iſt in den Amtsblättern und den 
ſämtlichen Kreisblättern der Provinz bekannt zu machen. 
8 47. Im Falle der Auflöſung der Anſtalt 
bleibt die Beitragspflicht der Verſicherungsnehmer 
über den Zeitpunkt hinaus, in welchem die Ver⸗ 
ſicherung endet, inſoweit beſtehen, als dies zur Ab- 
wicklung der der Anſtalt obliegenden Verpflichtungen 
erforderlich iſt. Im gleichen Umfange bleiben auch 
diejenigen Verſicherungsnehmer verpflichtet, welche 
in dem letzten Jahre vor dem Tage, an welchem 


die Auflöſung beſchloſſen iſt, aus der Anſtalt aus⸗ 
geſcheden find. 

Ueber einen etwa verbleibenden Ueberſchuß trifft 
die Genoſſenſchaftsverſammluna der Brandenhurgiichen 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft Verfügung. 

IX. Schlußbeſtimmungen. 

8 48. Die Anſtalt iſt zu eröffnen, wenn 
wenn mindeſtens 1800 Betriebsunternehmer mit 
Betriebsgrundſtücken deren Grundſteuer einſchließlich 
der angenommenen Grundſteuer insgeſamt mindeſtens 
75000 Mark beträgt, ihren Beitritt zu der Anſtalt 
erklärt haben. 

Der Zeitpunkt der Eröffnung der Anſtalt wird 
von dem Genoſſenſchaftsvorſtande mit Genehmigung 
des Reichs⸗Verſicherungsamtes beſlimmt und iſt in 
den Amtsblättern der Provinz bekannt zu machen. 

8 49. Dieſes Statut und dazu etwa ſpäter 
ergehende Abänderungen ſind durch die Amtsblätter 
der Provinz bekannt zu machen. 


Beſchloſſen von der Genoſſenſchaftsverſammlung 
zu Berlin am 7. Juli 1908. 
Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
Freiherr von Manteuffel, 
Wirklicher Geheimer Rat. 


Durch Beſchluß des Bundesrats vom 17. De⸗ 
zember 1908 — 8 990 der Protokolle — ſind auf 
Grund des § 23 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend 
die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze, vom 
30. Juni 1900 die von der Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlung zu Berlin am 7. Juli 1908 beſchloſſene 
Errichtung einer Haftpflichtoerſicherungsanſtalt der 
Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft und das hierfür beſchloſſene vorſtehende Statut 
genehmigt worden. 

Berlin, den 14. Januar 1909. 

L. 8 Der Reichskanzler. 
I. 3. Im Auftrage gez. Caspar. 
II. 4315 2. Ang. 

„Bezugnehmend auf vorſtehendes Statut 
geſtatte ich mir den Mitgliedern der 
Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft den Beitritt zur Haft⸗ 
pflichtverſicherungsanſtalt dringend zu empfehlen. 

Da die Anſtalt erſt eröffnet werden darf, 
wenn mindeſtens 1800 Betriebsunternehmer mit 
Betriebsgrundſtücken, deren Grundſteuer ein⸗ 
ſchließlich der angenommenen Grundſteuer ins⸗ 
geſamt mindeſtens 75 000 Mark beträgt, ihren 
Beitritt erklärt haben, ſo liegt es im eigenen 
Intereſſe der Landwirte, ihre Vereitwilligkeit 
zum Beitritt möglichſt bald zu erklären. Je 
früher die erforderliche Mindeſtzahl der Mit⸗ 
glieder erreicht iſt, deſto eher kann die Eröffnung 
der Anſtalt erfolgen und umſo früher werden 
die dargebotenen nicht unbedeutenden Vorteile 
den Landwirten der Provinz zugute kommen. 
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Formulare für die Anmeldungen können 
in beliebiger Anzahl von dem Vorſtande der 
Brandenburgiſchen landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft. Berlin W 10, Königin Auguſta⸗ 
ſtraße 19 111 bezogen werden. 

Berlin, den 22. Januar 1909. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
gez. Freiherr von Manteuffel. 
Wirklicher Geheimer Nat. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 

81. Landespoltzeiliche Anordnung. 

Nachdem unter dem Viehbeſtande des Ritter⸗ 
gutes Beesdau im Kreiſe Luckau der Ausbruch der 
Maul- und Klauenſeuche amtlich feſtgeſtellt worden 
iſt, wird mit Rückſicht auf die zur Zeit beſtehende 
Gefahr der Weiterverbreitung dieſer Seuche bis auf 
weiteres auf Grund der 88 19—29 und 44a des 
Reichsgeſetzes betreffend die Abwehr und Unter⸗ 
drückung von Viehſeuchen vom 23. Juni 1880“ 
1. Mai 1894 RG Bl. S. 153/409, in Verbindung 
mit den 88 59, 59a, 62, 63 und 64 der Bundes⸗ 
rat⸗Inſtruktion vom 27. Juni 1895 (RG Bl. S. 357), 
ſowie auf Grund der gemäß § 1 der obenerwähnten 
Bundesrat⸗Inſtruktion vom Herrn Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten erteilten Genehmi⸗ 
gung für den Kreis Luckau Nachſtehendes angeordnet: 

I. Sperrbezirk. 

1. Aus dem Gutsbezirk Beesdau und der Ge⸗ 
meinde Beesdau nebſt den dazu gehörigen Feld⸗ 
marken wird ein Sperrbezirk gebildet. 

2. Sämtliche Wiederkäuer und Schweine im 
1 Sperrgebiete unterliegen der Stall⸗ 

erre. 

x 3. Die über das Seuchegehöſt des Gutes 
Beesdau führende Straße wird für den Durchgangs⸗ 
und Durchfahrtsverkehr geſperrt. 

4. Die Plätze vor den Stalltüren und Gehöfts⸗ 
eingängen, ſowie die Futter⸗ und Stallaänge des 
verſeuchten Gehöfts ſind mehrmals täglich durch 
Uebergießen mit Kalkmilch zu desinfizieren, ebenſo 
haben Perſonen, insbeſondere die Viehwärter, bevor 
ſie das Seuchegehöft verlaſſen, Hände und von Vieh⸗ 
dünaer beſchmutzte Körperteile, ſowie das Schuh: 
werk mittelſt Creolinlöſung gründlich zu reinigen. 

5. Das Geflügel iſt ſo einzuſperren, daß es die 
Höfe nicht verlaſſen kann. 

6. Die Hunde ſind feſt anzulegen. 

7. Das Betreten des verſeuchten Gehöftes und 
deſſen Stallungen iſt nur dem Beſitzer, den mit der 
Wartung und Pflege der Tiere beauftragten Per⸗ 
ſonen und den Tierärzten geſtattet. 

8. Händlern. Schlächtern, Viehkaſtrierern und 
anderen in Ställen gewerbsmäßig verkehrenden 
Perſonen ift das Betreten von verſeuchten Gehöften 
unterſagt. 

9. Die Abgabe roher. ungekochter Milch aus 
verſeuchten Gehöften iſt verboten. 


10. Die Ausfuhr von Klauenvieh aus dem 
Sperrhezirke, ſowie die Ausfuhr von Heu und Stroh 
aus verſeuchten Gehöften, desgleichen Einführung 
von ſolchem und von Klauenvieh in den Sperrbezirk 
iſt verboten. 

11. Das Durchtreiben von Klauenvieh durch 
das Sperrgebiet iſt verboten. 

Dem Treiben iſt das Fahren mit Rindvieh⸗ 
geſpannen gleich zu achten. 

Die Anordnung weitergehender Beſchränkung 
bleibt der Entſcheldung des Landrats vorbehalten. 
II. Beobachtungsbezirk. 

1. Um den Sperrbezirk wird im Sinne 
des §8 59a der Bundesrat Inſtruktion ein Bes 
obachtungsgebiet gebildet, innerhalb deſſen alle 
Wiederkäuer und Schweine unter polizeiliche Be⸗ 
obachtung geſtellt werden. 

Dieſes Beobachtungsgebiet umfaßt folgende Orte 
(Gemeinden und Gutsbezirke mit deren Feldmarken): 

Wanninchen. Görlsdorf, Frankendorf, Frees⸗ 
dorf, Goßmar, Bergen. 

2. Aus dieſem Beobachtungsbezirk dürfen Tiere 
der bezeichneten Gattung ohne ausdrückliche Genehmi⸗ 
nung des zuſtändigen Landrats nicht entfernt werden. 
Die Genehmigung darf nur dann erteilt werden, 
wenn die Ausführung zur ſofortigen Abſchlachtung 
nach benachbarten Orten und nach in der Nähe 
befindlichen Eiſenbahnſtationen behufs der Weiter⸗ 
beförderung nach ſolchen Schlachtviehhöfen oder 
öffentlichen Schlachthäuſern, welche unter geregelter 
veterinärpolizetlicher Aufſicht ſtehen, erfolgt. 

Der Ausführung muß eine tierärztliche Unter⸗ 
ſuchung unmittelbar vorausgehen. 

Das auf Grund dieſer Unterſuchung auszu⸗ 
ſtellende Atteſt, welches die Seuchefreiheit und Un⸗ 
verdächtigkeit der Tiere beſcheinigen muß, hat eine 
Gültigkeit von nur 24 Stunden. 

Die Genehmigung zur Ausfuhr darf ferner 
nur unter der Bedinaung erteilt werden, daß die 
Polizeibehörde des Schlachtortes ſich mit der Zu⸗ 
führung der Tiere vorher einverſtanden erklärt hat 
und daß die Tiere den benachbarten Orten oder den 
Schlachtböfen direkt mittes Wagen oder Eiſenbahn 
zugeführt werden. 

Das Um⸗ und Zuladen von Vieh während 
des Transportes iſt unterſagt. 

3. Das Durchtreiben von Wiederkäuern und 
Schweinen durch das Beobachtungsgebiet iſt verboten. 

4. Das Treiben von Klauenvieh auf öffentlichen 
Straßen iſt verboten. N 

Dem Treiben iſt das Fahren mit Rindvieh⸗ 
geſpannen gleich zu achten. 

5. Der Auftrieb von Klauenvieh aus dem 
Beobachtungsbezirk auf — iſt verboten. 

1. Die im Kreiſe Luckau gelegenen Sammel: 
molfereien dürfen Magermilch, Buttermilch und 
Molken nur nach Abkochung, abgeben. 
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Der Abkochung iſt eine ½¼ ſtündige Erhitzung 
auf 90 » C. gleich zu rechnen. 

2. Das Verfüttern von Milch und Molkereirücck⸗ 
ſtänden an das Vieh der Sammelmolkereiinhaber iſt nur 
unter der in Ziffer 1 angegebenen Bedinaung geſtattet. 

Die Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt in Kraft. 

Die Aufhebung wird erfolgen, ſobald die am 
Eingange bezeichnete Seuchegefahr beſeitigt iſt. 

Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Be⸗ 
ſtimmungen werden, ſofern nach dem Reichsſtraf⸗ 

geſetzbuch nicht eine höhere Strafe verwirkt ift, nach 
den 88 66 Ziff. 4 und 67 des Reichs viehſeuchen⸗ 
geſetzes vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894 beſtraft. 

Die von dem Landrat des Kreiſes Luckau in 
der amtlichen Kreiszeitung vom 30. v. Mts. (Nr. 25) 
erlaſſene polizeiliche Anordnung wird hiermit außer 
Kraft geſetzt. 

Frankfurt a. O., den 2. Februar 1909. 

(I Bg. 587.) Der Regierungepräſident. 

82. Herr Archibaldo E. Boyd it zum Nach: 

folger des abberufenen Generalkonſuls Arjona der 

Republik Panama in Hamburg ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 20. Januar 1909. 

Der Regierungspräſident. 

83. Der Kreisaſſiſtenzarzt Dr. Hechler in Stettin 

iſt zum Kreisarzt des Kreiſes Züllichau Schwiebus 

vom 1. März d. Js. ab ernannt worden. Dr. Hechler 
übernimmt bereits am 1. Februar d. Is. die Dienſt⸗ 
geſchäſte. 

Frankfurt a. O., den 22. Januar 1909. 

Der Regierungspräſident. 

84. Der Ingenieur Oskar Leonhard in 

Mannheim iſt vom 1. Januar 1909 ab als tech⸗ 

niſcher Aufſichtsbeamter der Nahrungsmittel⸗Induſtrie⸗ 

Berufsgenoſſenſchaft in Mannheim für den Bezirk 

der Genoſſenſchaft angeſtellt worden. 

Frankfurt a. O., den 26. Januar 1909. 

Der Regierungspräftdent. 

Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 

bahndirektion zu Bromberg. 

85. Soeben erſchien das Oſtdeutſche Eiſen⸗ 
bahn⸗Kursbuch vom 1. Februar 1909, enthaltend 
die neueſten Fahrpläne der Eiſenbahnſtrecken öſtlich der 
Linie Stralſund— Berlin — Dresden, ſowie Auszüge 
aus den Fahrplänen der anſchließenden Bahnen von 
Mittel⸗Deutſchland, Oeſterreich- Ungarn und Rußland, 
Kleinbahnen, Routen, Fahrpläne, Angaben über 
direkte Wagen, Schlafwagen, Poſtverbindungen, 
Beſtimmungen über die Ausgabe von Fahrſchein⸗ 
heften uſw. und als beſondere Beilage das „Merk⸗ 
buch für Reifende”. 

Das Kursbuch iſt auf allen größeren Stationen 
des vorbezeichneten Bezirks von den Fahrkarten⸗ 
Ausgabeſtellen, von den Bahnhofs⸗Buchhändlern, ſowie 
im Buchhandel zum Preiſe von 50 Pfennig zu beziehen. 

Bromberg, den 26. Januar 1909. 
Königliche Eiſenbahndirektion. 


Perſonalveränderungen beim Königlichen 
Oberberg amte. 
86. Beim Oberbergamte tft dem Berghaupt⸗ 
mann Scharf der Kronenorden 3. Klaſſe verliehen 
worden. Der Bergrevierbeamte Bergmeiſter Schulte 
in Frankfurt a. O. erhielt den Charakter als Bergrat. 
Der Hilfsarbeiter im Bergrevler Weſt⸗Cotlbus Berg⸗ 
aſſeſſor Körner iſt auf ſeinen Antrag aus dem 
Staatsdienſte entlaſſen worden, an ſeine Stelle iſt 
der bisherige Hilfsarbeiter beim Oberbergamte Berg⸗ 
aſſeſſor Schamg getreten. 
Verſau al- Nachrichten. 
87. Seine Majfeſtät der König haben den 
Regierungsſekretär Haniſch hier zum Rechnungsrat 
zu ernennen geruht. 
88. Des Königs Majeſtät haben mittels Aller⸗ 
höchſten Erlaſſes vom 9. Januar 1909 dem Kaufmann 
Alexander Jauetzke in Cottbus die Erinnerungs⸗ 
Medaille für Rettung aus Gefahr zu verleihen 
geruht. 
89. Des Königs Maßfeſtät haben mittels 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 9. d. Mts. dem Eigen⸗ 
tümer Auguſt Koch in Landsberg a. W. die Er⸗ 
innerungs⸗ Medaille für Rettung aus Gefahr zu 
verleihen geruht. 
90. Geſtorben: Poſtſekretär Klee in Fürſten⸗ 
walde (Spree). 
91. Dem Kandidaten Ernſt Jenßen iſt die Er⸗ 
laubnis zur Unterrichtserteilung an der Privatſchule 
in Buſchgarten bei Fürſtenwalde gewährt worden. 
92. Dem Fräulein Maria Fölſch in Deutſch⸗ 
ſorno, Kreis Luckau, iſt die Erlaubnis zur Annahme 
der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin im Regle⸗ 
rungsbezirke erteilt worden. 
93. Zu beſetzen iſt die neu errichtete zweite 
Pfarrſtelle in der Friedenekirchengemeinde in Küſtrin, 
Diözeſe gleichen Namens, Einkommen nach Grund» 
gehalisklaſſe I neben 750 M. Mietsentihädigung. 
Gemeindewahl nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 
28. Mär; 1892. Bewerbungsgeſuche find an den 
Gemeindekirchenrat der Friedenskirche in Küſtrin zu 
richten. 
94. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
Dezember 1908. 
(Fortſetzung von Nr. 4.) 
III. Staatsan waltſchaft. 
Verſetzt find: der Erſte Staatsanwalt Preuß 
vom Landgericht II in Berlin in die Stelle des 
Erſten Staatsanwalts bei dem Landgericht 1 in 
Berlin mit dem Charakter als Oberſtaatsanwalt, 
der Erſte Staatsanwalt Hagemann in Graudenz 
an die Staatsanwaltſchaft II bei dem Landgericht II 
in Berlin. 
IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen 
die Rechtsanwälte: Dr. Hailliant aus Bromberg 
bei dem Kammergericht, Bernhardt vom Land⸗ 
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gericht 11 in Berlin bei dem Landgericht I in Berlin, 
der frühere Rechtsanwalt Dr. Perrin bei dem 
Amtsgericht in Groß⸗Lichterfelde mit dem Wohnſitz 
in Zehlendorf, der Kaiſerliche Bezirksrichter a. D. 
Dr. Neuhaus bei dem Amtsgericht in Charlotten⸗ 
bura und dem Landgericht III in Berlin, die Gerichts⸗ 
aſſeſſoren: Dr. Johannes Krüger. Dr. Herz, 
Dr. Lenchtenberger und Dr. Ruge bei dem 
Landgericht 1 in Berlin, Mathias und Paul 
Kneifel bei dem Landgericht III in Berlin, letzterer 
mit bem Wohnſitz in Charlottenburg, Walther 
Thiede bei dem Amtsgericht in Charlottenburg 
und dem Laudgericht III in Berlin, Dr. Emil Pohl 
bei dem Landgericht in Prenzlau, Schüller bei 
dem Amtsgericht in Groß⸗Lichterfelde, der frühere 
Gerichtsaſſeſſor Hermann Schultz bei dem Kammer⸗ 
gericht. In der Liſte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht 
die Rechtsanwälte: Juſtizrat Dr. Emil Hirſchfeld 
bei den Landgerichten I, II, III in Berlin, Walther 
Bernhardt bei dem Landgericht II in Berlin, 
Fabienke bei dem Landgericht in Landsberg a. W., 
Dr. Koeppen bei dem Amtsgericht in Charlottenburg. 

Zum Notar iſt ernannt: der Rechtsanwalt, 
Juſtizrat Dr. Max Guttsmann in Verlin mit 
Anweiſung ſeines Amtsſitzes innerhalb der Stadt⸗ 
bezirke 71 bis 78. 

Verliehen iſt: den Rechtsanwälten und Notaren, 
Geheimen Juſtizrat Caſſel in Berlin und Juſtiz⸗ 
rat Jakob Abraham in Rixdorf der Rote Noler- 
Orden IV. Klaſſe, Kauſer in Weißenſee, Schreiber 
in Sonnenburg, Schenk in Fürſtenwalde, Dr. Balke 
in Groß⸗Lichterfelde, Hugo Horrwitz und Oender 
in Berlin, den Rechtsanwälten Dr. Kornelius, 
Max Lebmaun, Dr. Henneberg. Adolf Heymann, 
Dr. Kappel, Jakob Bauer, Drucker und 
Elnzewski in Berlin der Charakter als Juſtizrat. 

Geſtorben iſt: der Rechtsanwalt Brummund 
in Nieder⸗Schönhauſen. 

V. Referendare. 

Zu Referendaren ſind ernannt die Rechts⸗ 
kandidaten: Ahrens, Aſchmann, Herbert Fried⸗ 
mann, Graeb, von Borcke, Graf von 
Motuſchka, Hufnagel. Saft, Braun, Ammon, 
Willy Landsberg, Strucksberg, Ebers, 
Heintze, Vogler, Sommer, Comiekelz. 
Matthiolins, Fittbogen. Rupp, Sommer⸗ 
feld, Höſel, Kiev, Kopſch, Eberlein, 
Burchard, Boeters, Veuckendorff, With, 
Liſte, Knabe, Kreutz, Alpermann, Zeller, 
Guſtav Voiat, Gerſon, Maßmann, Brink⸗ 
mann, Lietzmaun, Weltzien. Ertlaſſen find 
die Referendare: Lauge, Sayner, Görnandt. 

VI. Subalternbeamte. 

Ernannt ſind: zum Gerichtsſchreiber bei dem 
Amtsgericht in Strasburg U. M. der ſtändige 
Büreauhilfsarbeiter Aktuar Liuſener vom Amts⸗ 


gericht Berlin⸗Mitte, bei dem Amtsgericht Berlin⸗ 
Mitte unter Beilegung der Funktion als Kaſſen⸗ 
beamter der ſtändige Büreauhilfsarbeiter, Aktuar 
Kohlwes beim Kammergericht, bei dem Amts⸗ 
gericht in Weißenſee bei Berlin der Aktuar Poppen⸗ 
berg, bei dem Amtsgericht in Meyenburg der 
ſtändige Büreaubilfsarbeiter, Aktnar Paul Lippert 
vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte, bei dem Amtsgericht 
in Guben der ſtändige Büreauhilfsarbeiter, Aktuar 
Nachtigal vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte, bei dem 
Amtsgericht in Luckenwalde der ſtändige Rüreau⸗ 
hilfsarbeiter, Aktuar Baehr vom Amtsgericht 
Berlin⸗Mitte, zum Sekretär bei der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft in Neu⸗Ruppin der ſtändige Büreauhilfsarbeiter, 
Aktuar Kurt Müller vom Landgericht I in Berlin, 
zum etatsmäßigen Gerichtsſchreibergehilfen beim Land⸗ 
gericht! in Berlin der ſtändige Büreauhbilfsarbeiter, 
Militäranwärter Gaebler vom Amtsgericht Berlin⸗ 
Mitte, beim Landgericht in Guben der ſtändige 
Büreauhilfsarbeiter, Militäranwärter Köſtzſch vom 
Landgericht I in Berlin, zum Gerichtsvollzieher: der 
Gerichtsdiener Morenga aus Baruth bei dem 
Amtsgericht in Peitz, die Militäranwärter Liebe 
bei dem Amtsgericht in Rheinsberg, Feig bei dem 
Amtsgericht in Neudamm. 

Verſetzt ſind: der Gefängnisinſpektor Stein 
vom Unterſuchungsgefängnis in Berlin an das 
Stadtvogteigefänanis in Berlin, die Amtsgerichts⸗ 
ſekretäre Paul Krüger vom Amtsgericht in Weißen⸗ 
ſee bei Berlin, Kornſtädt vom Amtsgericht in 
Meyenburg, Gährich vom Amtsgericht in Guben, 
Mende vom Amtsgericht in Lenzen. 

(Fortſetzung in einer der nächſten Nummern.) 

Vermiſchtes. 

95. Königliche Landwirtſchaftliche Akademie 
Bonn⸗Poppels dorf, in Verbindung mit der fheini⸗ 
chen Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität Bonn. 

Die Aufnahmen für das Sommer⸗Halbjahr 
1909 beginnen am 16., die Vorleſungen am 26. April 
1909. Proſpekte und Lehrpläne verſendet das 
Sekretariat der Akademie auf Anſuchen koſtenfrei. 

Auskunft über den Eintritt und den Studien⸗ 
gang erteilt 

Der Direktor 
Profeſſor Dr. Kreusler, Geh. Regierungsrat. 
Freie Lehrerſtellen. 

96. Zum 15. Februar: Kreis Soldin: Rehfeld, 
K. L., G. 1250 M. Zum 1. April: Kreis Arns⸗ 
walde: Marienthal, K. L., G. 1250 M. Kreis 
Kalau: Stennewitz, L., G. 1100 M. Kreis Kottpus: 
Burg Kauper, L. an der II. Schule, G. 1100 M., 
Doöͤbbrick, 2. L., G. 1000 M. Kreis Luckau: Poley, 
1. L., G. 1250 M., A. 150 M. Krels Soldin: 
Batow, L., G. 1100 M. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 


ch & Sohn in Frankfurt a. O. 
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